
Aktenzeichen: 8 AZR 659/92 
Bundesarbeitsgericht 8. Senat

I. Kreisgericht 
Leipzig-Stadt

II. LandesarbeitsgerichtChemnitz

Urteil vom 09. Juni 1993
- 8 AZR 659/92 -
Urteil vom 28. Januar 1992
- 19 Ca 66/91 -
Urteil vom 23. September 1992
- 2 Sa 31/92 L -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

E ntsc lie i dung sstic hwo r t:
Kündigung nach Einigungsvertrag - mangelnde Eignung

EV Art. 20, Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III 
Mr. 1 Abs.. 4 Ziffer 1; PersVG-DDR §§ 79, 82, 116 b; BPersVG
§§ 79, 82

.ölt.satze;

K e i n e

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


8 AZR 659/92 
2 Sa 31/92 L Chemnitz

Verkündet am 
9. Juni 1993

Im Namen des Volkes!
U r t e i l

Siegel,
Amtsinspektorin als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP.
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2

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 9. Juni 1993 durch die Vizepräsi­
dentin Michels-Holl, die Richter Dr. Ascheid und Dr. Müller- 
Glöge sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Gaber und Hickler 
für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Chemnitz vom
23. September 1992 - 2 Sa 31/92 L - aufgeho­
ben.

2. Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revisi­
on, an das Landesarbeitsgericht zurückverwie­
sen.
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer dem Kläger 
it Schreiben vom 24. September 1991 zum 31. Dezember 1991 ausge- 
prochenen ordentlichen Kündigung, die der Beklagte, vertreten 
urch das Oberschulamt Leipzig, auf Kapitel XIX Sachgebiet A Ab- 
chnitt III Nr. 1 Abs. 4 Ziff. 1 der Anlage I zum Einigungsver- 
rag (fortan nur: Abs. 4 Ziff. 1 EV) gestützt hat.

Der 1938 geborene Kläger war seit 1. August 1960 als Lehrer 
v.r Deutsch, Geschichte und Staatsbürgerkunde in D be-
chäftigt. Von 1972 bis 1976 war er Parteisekretär der SED an der 

-Oberschule in Delitzsch, von 1976 bis 1979 stellver­
tretender Direktor, von 1979 bis 1981 Direktor und von 1982 bis 
989 wieder Parteisekretär an dieser Schule.
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Die Parteisekretäre waren das Bindeglied zwischen der Partei 
und der Schulleitung. Der Parteisekretär hatte insoweit die Auf­
gaben:

Leitung der Parteiversammlungen, in denen das politische 
Klima an der Schule besprochen wurde,
Kontrolle und Überwachung der Pionierleiter daraufhin, daß 
diese die vorgegebenen politischen Ziele im Rahmen ihrer Tä­
tigkeiten realisierten,
Beteiligung an der Werbung von militärischem Nachwuchs sowie 
der Werbung für die Teilnahme an der sozialistischen Jugend­
weihe ,
Mitwirkung bei der Entscheidung über Besuchsreisen in die 
Bundesrepublik Deutschland,
Abfassung von Berichten über das politische Klima an der 
Schule für die SED-Kreisleitung,
Einleitung von Disziplinarverfahren gegen Lehrer sowie Oppo­
sitionelle .

Neben dem Parteisekretär war auch der Direktor bzw. stell­
vertretende Direktor gehalten, mit den Schutz- und Sicherheitsor­
ganen der DDR sowie mit der SED-Kreisleitung und der SED-Bezirks- 
leitung zusammenzuarbeiten, wobei sich diese Zusammenarbeit auf 
die Bereiche "politisch-ideologische Situation an der Schule", 
"Auswahl von Schülern für die Ausbildung im Dienste der Einheiten 
des MFS" sowie "Öffnung und Herausgabe von Kaderakten" erstreck­
te .

Im Jahre 1988 wurde der Kläger mit seinem Einverständnis zum 
Fachberater für Staatsbürgerkunde im Kreis D berufen. Als
Fachberater hatte er einen Erfahrungsaustausch der Lehrer für
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Staatsbürgerkunde im Kreis D zu organisieren sowie die
lahrer für Staatsbürgerkunde im Unterricht aufzusuchen und ggf. 
methodische und pädagogische Anregungen in Form von Empfehlungen 
zu geben. Der Kläger hatte die Lehrer für Staatsbürgerkunde anzu­
halten, die Ziele des Staatsbürgerkundeunterrichts zu beachten. 
Die Tätigkeit als Fachberater für Staatsbürgerkunde übte der 
Kläger bis zu seiner Abberufung durch das Schreiben des Prä- 
■ ■ ■ unten des Oberschulamtes Leipzig vom 23. April 1991 mit Wir­
rung vom 1. Juli 1991 neben seiner Lehrertätigkeit außerhalb des 
Lehrplanes aus.

Mit Schreiben vom 23. August 1991, dem der Entwurf eines 
•hu'd.igungsschreibens beigefügt war, wurde der Kreisschulpersonal­
rat über die beabsichtigte Kündigung des Klägers informiert.
‘Weder bestand beim Oberschulamt ein Bezirkspersonalrat noch beim 
• ;hsischen Staatsministerium für Kultus ein Hauptpersonalrat.

9rr Kreisschulpersonalrat erhob gegen die beabsichtigte Kündigung 
des Klägers Einwendungen.

Mit Schreiben vom 24. September 1991 kündigte das Oberschul- 
.. Leipzig das Arbeitsverhältnis des Klägers zum 31. Dezember 

1.991 unter Hinweis auf die Vorschriften des Einigungsvertrages, 
wobei es sich darauf berief, der Kläger sei vor 1990 als Fachbe­
rater für Staatsbürgerkunde tätig gewesen.

Der Kläger ist der Auffassung, die Kündigung sei unwirksam. 
Fr hat vorgetragen, er habe seine Aufgabe als Fachberater nie als 
rufgichtsfunktion gesehen. Er habe die Kollegen nicht kontrol-
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liert und keine Beurteilungen für deren Personalakten gefertigt. 
Als Fachberater für StaatsburgerKunde nabe er den Unterricht der 
Kollegen nur besucht, um methodische und pädagogische Erfahrungen 
zu sammeln und weiterzugeben. Es sei ihm darauf angekommen, gegen 
jede Form von Zensur für Meinungsäußerungen aufzutreten und die 
Lehrer aufzufordern, die freie Meinungsbildung der Schüler zu 
fördern. Die Schüler hätten alle sie bewegenden Fragen und Pro­
bleme kontrovers diskutieren sollen.

Sin konkretes Fehlvernalten werde inm nicht vorgeworfen. 
Vielmehr sei er schon frühzeitig in Konflikte mit der SED und dem 
Staat geraten. Sein kritisches Verhalten habe er stets bewahrt.
So habe er sich z.B. in den Jahren 1983, 1338 und 1989, vor allem 
auf der Volksbildungs-Aktivtagung um August 1389 kritisch in der 
Öffentlichkeit geäußert und hierfür mitunter Sanktionen hinnehmen 
müssen. Er sei dafür bekannt gewesen, gegenüber der SED-Kreis­
lei tung Rückgrat zu besitzen und kritisch an Probleme heranzuge­
hen .

Der Beklagte habe außerdem unberücksichtigt gelassen, daß 
er, der Klager, nach der 'Wende seine Tätigkeit als Fachberater 
für Staatsbürger- und spater Gesellschaftskunde bis zu seiner Ab­
bestellung unbeanstandet ausgeübt und seit September 1990 umfang­
reiche Weiterbildungsmaßnahmen absolviert habe.

f

Schließlich sei die Kündigung wegen ±.enxernaicer Beteiligung 
des Schuipersonalrates unwirksam, bis zur Bildung von Stufenver­
tretungen seien die bestehenden Personalraus •- Schul- und Kreis-
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zu beteiligen gewesen.ssonalräte -

Außerdem habe der Beklagte die maßgebende Kündigungsfrist 
•kt beachtet. Nach § 9 der Arbeitsanordnung für pädagogische 
kite vom 29. November 1979 sei eine Kündigung frühestens zum 
nuijahresschluß - 31. August - zulässig gewesen. Auch nach § 53 
:■■■. 2 BAT-0 sei eine längere Kündigungsfrist einzuräumen.

Der Kläger hat beantragt

1. festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis der 
Parteien durch die Kündigung des Beklagten vom
24. September 1991 nicht beendet worden sei,

2. für den Fall des Obsiegens mit dem Feststel­
lungsantrag den Beklagten zu verurteilen, ihn, 
den Kläger, zu unveränderten Bedingungen wei­
ter zu beschäftigen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Er hat geltend gemacht, der Kläger sei nicht geeignet im 
nne von Abs. 4 Ziff. 1 EV. In das Amt eines Fachberaters für 
aatsbürgerkunde habe nur gelangen können, wer vorbehaltlos die 
eie der SED unterstützt und sich mit diesen identifiziert habe, 
rade das Fach Staatsbürgerkunde habe in der ehemaligen DDR eine 
sondere staatstragende Funktion gehabt. Den Schülern sei hier 
. Ideologie des Marxismus-Leninismus in dem von der Einheits- 
■ eei SED vertretenen Sinne aufgezwungen worden. Hiervon abwei- 
■■nde Meinungen seien nicht toleriert worden. Dies gelte in be- 
nderem Maße für einen Fachberater für Staatsbürgerkunde, der in 
hobener Position für die Inhalte verantwortlich gewesen sei,
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die von den Staatsbürgerkundelehrern im Unterricht zu vertreten 
waren. Außerdem habe der Kläger als Parteisekretär sowie als 
stellvertretender Direktor und Direktor im schulischen Bereich 
konsequent die Ideologie der SED durchzusetzen gehabt. Der Kläger 
habe kontinuierlich über viele Jahre hinweg bis zur Wende aktiv 
immer in Positionen gewirkt, die eine besondere Bedeutung für die 
SED im Rahmen des von ihr installierten Kontroll- und Informati­
onssystems gehabt hätten.

Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Hierge­
gen richtet sich die von dem Landesarbeitsgericht zugelassene Re­
vision des Klägers, deren Zurückweisung der Beklagte beantragt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Das angefochtene Urteil ist auf­
zuheben und der Rechtsstreit zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen.

A. Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt, die ordentliche 
Kündigung sei nach Abs. 4 Ziff. 1 EV gerechtfertigt. Der Kläger 
entspreche wegen mangelnder persönlicher Eignung nicht den Anfor­
derungen, die an einen Lehrer zu stellen seien. Wer als Lehrer 
den SED-Staat, der die freiheitliche demokratische Grundordnung 
der Bundesrepublik Deutschland abgelehnt und bekämpft habe, be­
sonders unterstützt habe, habe sich in auffälliger Weise zum SED- 
Staat bekannt. Damit erwecke er Zweifel, ob er als Lehrer die
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Grundwerte unserer Verfassung glaubwürdig vermitteln könne. Al­
lein diese Besorgnis der Unglaubwürdigkeit genüge, um die persön­
liche Eignung für den Lehrerberuf zu verneinen. Durch seine lang­
jährige Tätigkeit als Parteisekretär der SED an seiner Schule, 
durch seine Tätigkeit als stellvertretender Direktor und Direktor 
sowie zuletzt durch seine Tätigkeit als Fachberater für Staats­
bürgerkunde und aufgrund der mit den einzelnen Tätigkeiten ver­
bundenen Aufgaben habe sich der Kläger in besonderer Weise mit 
dem SED-Staat identifiziert.

Unerheblich sei, ob sich der Kläger in seiner früheren Stel­
lung persönlich nichts habe zuschulden kommen lassen und bereits 
vor der Wende durch kritische Beiträge auf Versammlungen und in
Leserbriefen hervorgetreten sei.

Auch die Interessenabwägung führe zu keinem anderen Ergeb­
nis. Der Kläger habe sich freiwillig dem SED-Staat als Parteise­
kretär, Direktor und Fachberater für Staatsbürgerkunde zur Verfü­
gung gestellt. Durch die freiwillige Übernahme solcher hervorge­
hobenen Positionen habe er sich selbst für den Beruf eines Leh­
rers unter den Bedingungen eines freiheitlich-demokratischen 
Rechtsstaates ungeeignet gemacht.

Die Kündigung des Klägers sei auch nicht wegen fehlender 
„uer nicht ordnungsgemäßer Beteiligung des Personalrates nach 
g 79 Abs. 4 PersVG-DDR unwirksam. Das Oberschulamt Leipzig als 
obere Schulaufsichtsbehörde sei für die Beendigung von Arbeits-
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Verhältnissen der Lehrer zuständig. Bei ihm habe im Zeitpunkt der 
Kündigung keine Stüfenvertretung bestanden, so daß diese auch 
nicht nach § 82 Abs. 1 PersVG-DDR hätte beteiligt werden können. 
Gleiches gelte für die Beteiligung des Hauptpersonalrates beim 
Sächsischen Staatsministerium für Kultus; ein solcher habe im 
Zeitpunkt der Kündigung des Klägers ebenfalls nicht bestanden.

B. Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten nicht in 
allen Punkten einer revisionsrechtlichen Überprüfung stand. Das 
Berufungsgericht hat das Verhalten des Klägers nach dem Beitritt 
der neuen Bundesländer in Verbindung mit seinem früheren behaup­
teten Tun bei der notwendigen Einzelfallprüfung nicht hinreichend 
gewertet.

I. Das Landesarbeitsgericht ist ohne Rechtsfehler davon ausge­
gangen, daß der Kläger aufgrund seiner früheren Tätigkeit persön­
lich nicht den Anforderungen entsprechen könnte, die an einen 
Lehrer zu stellen sind.

1. a) Nach Abs. 4 Ziff. 1 EV ist die ordentliche Kündigung eines 
Arbeitsverhältnisses in der öffentlichen Verwaltung auch zuläs­
sig, wenn der Arbeitnehmer wegen mangelnder fachlicher Qualifika­
tion oder persönlicher Eignung den Anforderungen nicht ent­
spricht.

b) Die mangelnde persönliche Eignung i. S. von Abs. 4 Ziff. 1 EV 
ist eine der Person des Arbeitnehmers anhaftende Eigenschaft. Sie 
ist getrennt von der Qualifikation zu prüfen. Sie kann aufgrund
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der bisherigen Lebensführung fehlen oder sich aus der Art und 
Weise des Verhaltens des Arbeitnehmers ergeben. Der Regelung in 
Abs. 4 Ziff. 1 EV liegt eine andere Interessenlage zugrunde als 
der bei § 1 Abs. 2 KSchG. Deshalb können Erwägungen zu § 1 Abs. 2 
KSchG nicht unbesehen auf Abs. 4 Ziff. 1 EV übertragen werden.
Sei § 1 Aibs. 2 KSchG ist davon auszugehen, daß der Arbeitgeber 
oder sein Rechtsvorgänger, an dessen Entscheidungen er gebunden 
.4. st, einen Arbeitnehmer eingestellt hat, weil er ihn für geeignet 
gehalten hat. Eine Kündigung ist im Regelfälle daher angezeigt, 
wann der für geeignet befundene Arbeitnehmer durch konkrete Stö­
rungen des Vertragsverhältnisses seine Ungeeignetheit im nachhin­
ein offenbart. Durch die Regelung in Abs. 4 Ziff. 1 EV wird dem 
öffentlichen Arbeitgeber im übergeordneten staatlichen Interesse 
uoöglicht, einen übernommenen Arbeitnehmer selbst auf seine Eig­

nung überprüfen zu können, weil er von einem Arbeitgeber einge­
stellt worden ist, der rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht ver- 
ijächtet war. Abs. 4 Ziff. 1 EV erlaubt deshalb eine Prüfung, ob 

cox' früher eingestellte Arbeitnehmer für die jetzige Tätigkeit 
persönlich geeignet ist, ohne daß bereits Vertragsverletzungen 
und damit konkrete Störungen des Arbeitsverhältnisses eingetreten 
sein müßten. Die Regelung in Abs. 4 Ziff. 1 EV zwingt den öffent­
lichen Arbeitgeber nicht, die notwendige rechtsstaatliche Ein­
stellung eines Arbeitnehmers in jedem Falle zunächst zu "erpro­
ben" .

c) Die persönliche Eignung eines Angestellten des öffentlichen 
Dienstes erfordert, daß er sich durch sein gesamtes Verhalten zur
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- II -

freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundge­
setzes bekennt. Die hiernach zu stellenden Anforderungen haben 
sich an den Aufgaben des Arbeitnehmers auszurichten.

Ein Lehrer muß den ihm anvertrauten Schülern und Jugendli­
chen glaubwürdig die Grundwerte des Grundgesetzes vermitteln 
(BAGE 28, 62 = AP Nr. 2 zu Art. 33 Abs. 2 GG). Er muß insbesonde­
re die Gewähr dafür bieten, daß er in Krisenzeiten und ernsthaf­
ten Konfliktsituationen zu den Grundwerten der Verfassung steht 
(BVerfGE 39, 334 = AP Nr. 2 zu Art. 33 Abs. 5 GG).

d) Ein Lehrer in der ehemaligen DDR ist nicht schon deshalb un­
geeignet, weil er nach den früheren gesetzlichen Bestimmungen bei 
der Verwirklichung der Staatsziele der DDR mitzuwirken hatte. Das 
gilt auch für Schulleiter und für Kreisfachberater, soweit sie 
ihr Amt sachbezogen und nicht überwiegend im Sinne der SED ausge­
übt haben.

Eine mangelnde persönliche Eignung liegt bei einem Lehrer 
dann vor, wenn er staatlichen Vorgaben nicht bloß gefolgt ist, 
sondern wenn er sie in seine persönliche Überzeugung übernommen 
hat. Das ist jedenfalls bei solchen Arbeitnehmern anzunehmen, die 
sich in der Vergangenheit dadurch in besonderer Weise mit dem 
SED-Staat identifiziert haben, daß sie in der SED nicht nur kurz­
fristig aktiv in Parteiämtern mitgewirkt haben. Wer durch eine 
intensive Parteiarbeit die Ziele der SED, die die freiheitliche 
demokratische Grundordnung der Bundesrepublik ablehnte und be­
kämpfte, förderte, weist auf, daß er persönlich nicht geeignet
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ist, als Lehrer die Grundwerte des Grundgesetzes glaubwürdig zu
vermitteln (so richtig LAG Berlin Urteil vom 23. Juni 1992
-- 14 Sa 24/92 -? LAG Berlin Urteil vom 23. September 1992 - 13 Sa
61/92 -) .

e) Dennoch ist auch in diesen Fällen eine Einzelfallprüfung er­
forderlich , ob die Nichteignung noch zum Zeitpunkt der Kündigung 
besteht. Maßgebliche Kriterien können auch hier sein die Dauer 
der früheren aktiven SED-Tätigkeit, die dabei bekleidete Stellung 
innerhalb der SED und der Zeitpunkt sowie die Umstände einer Be­
endigung der aktiven Parteitätigkeit vor dem Zusammenbruch der 
früheren DDR. Ebenso kann der betroffene Arbeitnehmer konkrete 
umstände aufzeigen, aus denen geschlossen werden kann, daß er 
nunmehr zu den Werten des Grundgesetzes steht. Liegt ein dahinge­
hender schlüssiger und nachprüfbarer substantiierter Vortrag vor, 
hat der Arbeitgeber darzutun, daß die behaupteten erheblichen 
nachprüfbaren Tatsachen entweder nicht vorliegen oder daß trotz 
fieser Umstände aus weiteren anderen Tatsachen auf eine Ungeeig- 

the it zu schließen ist.

2. Das Landesarbeitsgericht hat in Übereinstimmung mit diesen 
Ausführungen zunächst ohne Rechtsfehler angenommen, die verschie­
denen , mit Kontroll- und AufSichtsfunktionen verbundenen Tätig­
keiten des Klägers indizierten eine Ungeeignetheit, weiterhin als 
Lehrer tätig sein zu können. Das Berufungsgericht hat hierbei zu 
Recht alle Tatsachen berücksichtigt, die bis zum Zeitpunkt des 
Ausspruchs der Kündigung Vorlagen. Entscheidend für den Eintritt 
der mit einer Kündigung verbundenen Rechtsfolgen ist die objekti-
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ve Rechtslage zum Zeitpunkt des Zugangs der Kündigungserklärung. 
Der Kündigende kann daher Tatsachen nachschieben, die zu diesem 
Zeitpunkt Vorlagen (vgl. Ascheid, Kündigungsschützrecht,
Rz 219 ff., m.w.N.). Fragen der Ordnungsmäßigkeit der Anhörung 
des Personalrats spielen hier keine Rolle, vgl. hierzu II der 
Gründe.

Das Berufungsgericht hat zu Recht auf die langjährige Tätig­
keit des Klägers als Parteisekretär der SED an seiner Schule, auf 
seine Tätigkeit als stellvertretender Direktor und Direktor, auf 
seine Tätigkeit als Fachberater für Staatsbürgerkunde sowie auf 
die mit diesen Tätigkeiten im einzelnen verbundenen Aufgaben des 
Klägers abgestellt. Entscheidend war hierbei, daß neben der blo­
ßen Mitgliedschaft des Klägers in der SED die wesentlichen Zeiten 
seiner Berufstätigkeit seit 1S72 von herausgehobenen Aufgaben als 
Parteisekretär, stellvertretender Direktor, Direktor und Fachbe­
rater für Staatsbürgerkunde geprägt waren und gerade diese Tätig­
keiten, wie das Landesarbeitsgericht zutreffend angenommen hat, 
die besondere Identifizierung des Klägers mit den Zielen des SED- 
Staates zeigen.

Insoweit ist das Landesarbeitsgericht - entgegen der Rüge 
der Revision - nicht von einem absoluten Kündigungsgrund ausge­
gangen, sondern hat konkret die Situation des Klägers berücksich­
tigt.

3. Die Revision rügt allerdings zu Recht, daß das Landesar­
beitsgericht bei der Einzelfallprüfung den Kläger entlastende Um-
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.;Lände nicht ausreichend gewürdigt hat. Das Berufungsgericht hat 
zunächst zu Recht als unerheblich angesehen, daß der Kläger sich 
i a seiner früheren Stellung persönlich nichts habe zuschulden 
kommen lassen. Es meint aber auch, es sei unbeachtlich, daß der 
Kläger bereits vor der Wende durch kritische Beiträge auf Ver- 
a:amlungen und in Leserbriefen hervorgetreten sei, denn der Klü­

ver trage insoweit selbst vor, er habe die Nischen genutzt, die 
rieh in der DDR-Gesellschaft existiert hätten.

Bei dieser Würdigung bleibt folgendes unbeachtet: Der Kläger
■ urde zum Fachberater für Staatsbürgerkunde, auf welchen Umstand 
.uz Beklagte die Kündigung zunächst allein gestützt hatte, erst

o berufen, und er übte diese Tätigkeit noch bis 30. Juni 1991 
., i;. Der Umstand, daß der Kläger nur verhältnismäßig kurze Zeit 
•:r der Wende diese Funktion innehatte und daß das Oberschulamt 
..pzig den Kläger mit Schreiben vom 23. April 1991 erst mit Wir- 

•■- .ac vom 1. Juli 1991 abberief, könnte dafür sprechen, daß der 
■1äger seine Position rein sachbezogen und überzeugend ausgefüllt
■ r... Das könnte darauf zurückzuführen sein, daß der Kläger, wie

im einzelnen behauptet, bereits früher im Grunde kritisch dem 
lystem gegenüberstand. Überhaupt nicht berücksichtigt hat das Be- 
.ufungsgericht das Verhalten des Klägers nach dem Beitritt der 
neuen Bundesländer. Wie unter 1 d ausgeführt, kann der betroffene 
Arbeitnehmer Umstände aufzeigen, aus denen geschlossen werden 
.tonn, daß er nunmehr zu den Werten des Grundgesetzes steht. Der 
Kläger hat solche Umstände dargetan. Er hat noch vor der Kündi­
gung im Zeitraum von September 1990 bis Juli 1991 Lehrgänge und 
"eminare besucht, u.a. über Ethik und Wertevermittlung in Schule
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und Gesellschaft und über das politische System der Bundesrepu­
blik. Der Kläger hat ihm mögliche Weiterbildungschancen ergrif­
fen. Er hat damit gezeigt, daß er der maßgebenden Verfassungslage 
genügen will. Anhaltspunkte dafür, daß der Kläger dies ohne inne­
re Überzeugung allein zum Zwecke einer äußeren Anpassung getan 
haben könnte, liegen schon deshalb nicht vor, weil der Kläger 
teilweise substantiiert Tatsachen vorgetragen hat, daß er bereits 
früher kritikoffen war.

Das Berufungsgericht wird daher unter Würdigung dieses ge­
samten Tatsachenkomplexes zu prüfen haben, ob die zum Zeitpunkt 
des Zugangs der Kündigungserklärung vorhandenen Tatsachen noch 
eine Kündigung rechtfertigen konnten.

II. Soweit die Revision meint, die Kündigung sei schon deshalb 
unwirksam, weil der Personalrat nicht ordnungsgemäß angehört wor­
den sei, kann ihr nicht gefolgt werden. Die dahingehenden Ausfüh­
rungen des Berufungsgerichts sind ohne Rechtsfehler.

1. Nach § 79 Abs. 1 des Personalvertretungsgesetzes der DDR vom 
22. Juli 1990 (GBl. I S. 1014) - PersVG-DDR, der wörtlich über­
einstimmt mit § 79 Abs. 1 BPersVG, ist der Personalrat vor 
ordentlichen Kündigungen zu hören. Nach § 79 Abs. 4 beider Vor­
schriften ist eine Kündigung unwirksam, wenn der Personalrat 
nicht beteiligt worden ist.
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Kündigungsberechtigt war das Oberschulamt Leipzig. Die Ober­
schule D war nicht zur Kündigung berechtigt. Nach § 82
Abs. 1 PersVG-DDR/BPersVG wäre anstelle des Personalrats die bei 
der zuständigen Dienststelle gebildete Stufenvertretung zu betei­
ligen gewesen. Eine solche bestand bei der Schulaufsichtsbehörde 
r..i cht.

2, Eine andere Vertretung war nach § 82 Abs. 6, § 116 b Abs. 2 
Nr. 5 PersVG-DDR nicht zu beteiligen.

ä) Es kann hierbei dahingestellt bleiben, ob diese Vorschriften 
auf die vorliegende Kündigung überhaupt noch anzuwenden waren 
oder ob nicht bereits ausschließlich das BPersVG galt, das eine 
ontsprechende Regelung nicht enthält.

Nach Art. 8 Einigungsvertrag trat mit dem Wirksamwerden des 
Beitritts im Beitrittsgebiet Bundesrecht in Kraft, soweit es 
nicht in seinem Geltungsbereich auf bestimmte Länder oder Landes- 
teile der Bundesrepublik Deutschland beschränkt ist und soweit 
durch diesen Vertrag, insbesondere dessen Anlage I, nichts ande­
res bestimmt ist.

Nach der Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 
15 trat das Bundespersonalvertretungsgesetz vom 15. Mai 1974 
(BGBl. I S. 693) einschließlich der späteren Änderungen mit den 
Maßgaben in Kraft, daß Buchstabe a) in Angelegenheiten der nach 
dem Gesetz zur sinngemäßen Anwendung des Bundespersonalver-
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tretungsgesetzes (BPersVG) - Personalvertretungsgesetz - der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 22. Juli 1990 (GBl. I S. 
1014) gebildeten oder noch zu bildenden Personalvertretungen und 
Organe, die bei weiter bestehenden Dienststellen i. S. des Art.
13 Abs. 1 und 2 und des Art. 14 Einigungsvertrag im Amt blieben, 
dessen Bestimmungen weiterhin, längstens bis zum 31. Mai 1993 
entsprechende Anwendung finden, soweit sie nicht außer Kraft ge­
setzt oder obsolet werden.

b) Auch bei Annahme der Weitergeltung der §§ 82, 116 b PersVG-
DDR ergab sich nicht die Notwendigkeit, einen anderen Personalrat 
anzuhören. Die Regelung des § 82 Abs. 1 und Abs. 5 PersVG-DDR ist 
zwingend. Ist bei der für die Entscheidung zuständigen Dienst­
stelle eine Stufenvertretung nicht gebildet worden, ergibt sich 
daraus entgegen der Ansicht der Revision nicht eine Beteiligungs­
zuständigkeit des Personalrates der nachgeordneten, nicht ent­
scheidungsbefugten Dienststelle (vgl. Lorenzen/Haas/Schmitt, 
BPersVG, Stand März 1993, § 82 Rz 18 und 48; Dietz/Richardi, 
BPersVG, 2. Auf1., § 82 Rz 6 und 22; Grabendorff/Windscheid/ 
Ilbertz/Widmaier, BPersVG mit WO, 7. Aufl., § 82 Rz 27). Auch im 
Einverständnis der Beteiligten kann von der Zuständigkeitsrege- 
lung des § 82 Abs. 1 und 5 nicht abgewichen werden, so daß aus 
einer etwaigen Zusage, eine nicht zuständige Personalvertretung 
zu hören, eine Zuständigkeit nicht begründet werden kann.

Eine Zuständigkeit des Kreisschulpersonalrates oder des >• 
Schulpersonalrates ergibt sich auch nicht aus § 82 Abs. 6 P^rsVG- 
DDR bzw. aus § 116 b Abs. 2 Nr. 5 Satz 4 PersVG-DDR. Beide Vor­
schriften begründen keine neue sachliche Zuständigkeit für eine
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§ 82 Abs. 6 PersVG-DDR betrifft, wie sich aus den dort auf- 
g ~führten Fällen der §§ 69 Abs. 3 und 4, 70, 71, 72 Abs. 4 er­
gibt, die Beteiligung der Stufenvertretung im "Instanzenzug". We­
sentlich ist in diesen Fällen, daß die personalvertretungsrecht­
liche Zuständigkeit beim jeweils zuständigen örtlichen Personal- 
rat. liegt und die Stufenvertretungen erst in Aktion treten, nach­
dem die erste örtliche Ebene ausgeschöpft ist.

Ist im Falle des § 82 Abs. 6 PersVG-DDR und der dort aufge- 
i :;'Xten Fälle ein Hauptpersonalrat noch nicht gebildet und kann 
daher im mehrstufigen Beteiligungsverfahren nicht mitwirken, soll 
nach § 82 Abs. 6 PersVG-DDR die im Instanzenzug in einer vorange­
gangenen Stufe bereits beteiligte Personalvertretung, oder, falls 
auch diese nicht vorhanden ist, die bereits beteiligte und zu­
ständige Personalvertretung an seine Stelle treten, um sich noch-

an der zu treffenden Maßnahme zu beteiligen.

Der Sinn des § 82 Abs. 6 PersVG-DDR liegt darin, ein mehr­
stufiges Verfahren auch dann zu gewährleisten, wenn ein Hauptper­
sonalrat nicht besteht. Eine neue sachliche Zuständigkeit für 
eine Personalvertretung soll durch § 82 Abs. 6 PersVG-DDR gerade
nacht begründet werden.

Dieselben Überlegungen gelten auch für § 116 b Abs. 2 Nr. 5 
Satz 4 PersVG-DDR. § 116 b PersVG-DDR findet sich im Zweiten Teil 
des Gesetzes mit der Überschrift Personalvertretung in den Län-
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dern. Er will die in § 82 Abs. 6 PersVG~DDR getroffene Regelung 
nicht inhaltlich erweitern. Eine analoge Anwendung des S 82 Abs.
6 PersVG-DDR hätte das Vorhandensein einer ursprünglichen perso­
nalvertretungsrechtlichen Zuständigkeit des Kreispersonalrates 
und/oder Schulpersonalrates zum Zeitpunkt der Kündigung des Klä­
gers vorausgesetzt. Auch § 116 b Abs. 2 Nr. 5 PersVG-DDR will nur 
den "Instanzenzug" sichern unter der Voraussetzung, daß ein per­
sonalvertretungsrechtlicher erstzuständiger Personalrat vorhanden 
ist.

Die Unwirksamkeit der Kündigung kann auch nicht daraus abge­
leitet werden, daß das Sächsische Staatsministerium für Kultus 
die Einleitung der Wahl eines Hauptpersonalrates bzw. Bezirksper­
sonalrates in rechtswidriger Weise unterlassen haben soll. Eine 
Rechtsvorschrift, aus der eine solche Folge hergeleitet werden 
könnte, existiert nicht und kann auch nicht aus der Denkschrift 
zum Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion vom 18. Mai 1990 entnommen werden. Dem dort geäußer­
ten Anliegen hat das PersVG-DDR bereits Rechnung getragen.

Michels-Holl Dr. Ascheid Dr. Müller-Glöge
Dr. Gaber Hickler
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